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III. Handelsangelegenheiten. 


Handelsverkehr. 


Ermächtigung zur Ausſtellung von Lagerſcheinen. 


Die ſtaatliche Ermächtigung“) zur Ausſtellung von Lagerſcheinen iſt am 12. Mai 1926 
der Hugo Daniels G. m. b. H. & Col in Düſſeldorf erteilt worden. 


Erl. d. M. f. H. vom 7. Mai 1926 Nr. III 3733, V 5776, betr. Verſorgung der 
Kraftfahrzeuge mit Betriebsſtoffen. 

Die ſtarke Entwicklung des Kraftwagenverkehrs in der neueren Zeit macht es not⸗ 
wendig, die Verſorgung der Kraftfahrzeuge mit Betriebsſtoffen außerhalb der allgemeinen 
Verkaufszeiten einheitlich zu regeln. Ich habe daher die nachſtehende Ausnahmegenehmigung 
erlaſſen, zu deren Erläuterung ich folgendes bemerke. 

Die Abgabe von Betriebsſtoffen an Kraftfahrzeuge aus offenen Verkaufsſtellen unter⸗ 
liegt den Beſtimmungen über den allgemeinen Ladenſchluß. Sie iſt daher an den Werk⸗ 
tagen gemäß § 9 der Angeſtelltenverordnung vom 18. März 1919 (RGBl. S. 315) in der 
Zeit von 7 Uhr abends bis . Ihr morgens und an den Sonn- und Feſttagen gemäß 88 105 b 
Abſ. 2 und 41a GO. grun ätzlich verboten. Bei den großen Entfernungen, die auch im 
beruflichen oder geſchäftlichen Verkehr in zunehmendem Maße mittels Kraftwagen zurück⸗ 
gelegt werden, iſt es aber nicht immer möglich, die Kraftwagen während der werktägigen 
Verkaufszeiten von 7 Uhr morgens bis 7 Uhr abends mit den erforderlichen Betriebsſtoffen 
zu verſehen. Eine Freigabe beſtimmter Stunden während der Nacht oder an den Sonn⸗ 
oder Feſttagen würde den Bedürfniſſen nicht genügen, weil die Notwendigkeit der Verſorgung 
mit Betriebsſtoffen auch ohne Verſchulden des Fahrers zu jeder Zeit eintreten kann. Es 
iſt deshalb in Ziffer 1 der Ausnahmegenehmigung von einer Beſchränkung der Verkaufszeit 
auf beſtimmte Stunden abgeſehen worden. 

Um einer mißbräuchlichen Ausdehnung der Ausnahmeregelung auf andere, nicht der 
unmittelbaren Abgabe von Betriebsſtoffen an Kraftfahrzeuge dienenden Geſchäftszweige vor⸗ 


) Wegen der weiteren Ermächtigung vgl. HMBI. von 1925 S. 196 und 1926 S. 32. 


124 


zubeugen, iſt in Ziffer 2 beſtimmt worden, daß die Ausnahme nur inſoweit gilt, als da⸗ 
durch nicht die Offnung der allgemeinen Verkaufsräume von offenen Verkaufsſtellen herbei⸗ 
geführt wird, daß alſo die Läden während der für die Abgabe von Betriebsſtoffen frei⸗ 
gegebenen Zeit geſchloſſen bleiben. Selbſtverſtändlich müſſen die Anlagen zur Aufbewahrung 
und zum Umfüllen von Betriebsſtoffen den hierfür erlaſſenen ſicherheitspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechen. Nach Möglichkeit wird auf die Einrichtung von Zapfſtellen mit unter⸗ 
irdiſcher Lagerung des Betriebsſtoffes hinzuwirken ſein. 

Bei der Beſchäftigung von Angeſtellten und Arbeitern mit der Abgabe von Betriebs- 
ſtoffen ſind die allgemein geltenden Arbeitnehmerſchutzvorſchriften ſorgfältig zu beachten. 
Neben den Vorſchriften über die Dauer der Arbeitszeit kommt insbeſondere die im 8 2 der 
Angeſtelltenverordnung vom 18. März 1919 (RGBl. S. 315) enthaltene Beſtimmung in 
Betracht, wonach den Angeſtellten nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununter⸗ 
brochene Ruhezeit von mindeſtens 11 Stunden zu gewähren iſt. Um die Inanſpruchnahme 
der Arbeitnehmer an den Sonn- und Feſttagen nach Möglichkeit einzuſchränken, iſt in Ziffer 3 
der Genehmigung vorgeſchrieben worden, daß der einzelne Arbeitnehmer höchſtens an jedem 
dritten Sonntage zur Beſchäftigung herangezogen werden darf. Auch iſt die Beſchäftigung 
der unter 16 Jahre alten Arbeitnehmer bei der Abgabe von Betriebsſtoffen an Kraftfahr⸗ 
zeuge während der allgemeinen Ladenſchlußzeiten verboten worden. 

Vor Erlaß der Ausnahmegenehmigung find die Vertretungen der beteiligten Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer, der Landesausſchuß der Preußiſchen Induſtrie- und Handels⸗ 
kammern ſowie Vertretungen der Kraftwagenbeſitzer gehört worden. 

Über die bei der Anwendung der Ausnahmegenehmigung, für deren Veröffentlichung 
Sie ſorgen wollen, gemachten Erfahrungen erſuche ich mir bis zum 1. November d. J. zu 


berichten. J. A.: von Meyeren. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Anordnung des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend die Abgabe von 
Betriebsſtoffen an Kraftfahrzeuge während der allgemeinen Ladenſchlußzeiten. 


Auf Grund des § 10 der Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit der An⸗ 
geſtellten vom 18. März 1919 (RGBl. S. 315) und der Ziffer VII Abſ. 3 der Anordnung 
über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. November / 17. Dezember 1918 
(RGBl. S. 1334/1436) in Verbindung mit den §§ 1 und 14 der Arbeitszeitverordnung 
vom 21. Dezember 1923 (RGBl. I S. 1249) beſtimme ich nach Anhörung der beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen folgendes: 

1. Abweichend von den Vorſchriften des § 0 Abf. 1 der Angeſtelltenverordnung 
vom 18. März 1919 und der §8 105 b Abſ. 2 und 41 a der Gewerbeordnung 
in Verbindung mit dem § 8 der Angeſtelltenverordnung wird hiermit unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs die Abgabe von Betriebsſtoffen an Kraftfahrzeuge 
auch für die Zeit von 7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens ſowie für die Sonn⸗ 
und Feſttage geſtattet. 

2. Die Ausnahme bezieht ſich nur auf die unmittelbare Verſorgung von Kraftfahr⸗ 
zeugen mit Betriebsſtoffen. Soweit die Verſorgung nicht durch eine beſondere 
Tankanlage (z. B. in einer Garage oder durch eine Straßenzapfſtelle), ſondern 
in einer offenen Verkaufsſtelle erfolgt, in der auch andere Waren feilgehalten 
werden, gilt die Ausnahme nur dann, wenn der Betriebsſtoff aus einem von 
dem allgemeinen Verkaufsraum völlig getrennten Lager abgegeben wird. 

3. Für die Beſchäfligung der Arbeitnehmer auf Grund dieſer Ausnahmegenehmigung 
gelten die geſetzlichen Vorſchriften mit der Maßgabe, daß Arbeitnehmer, die an 
einem Sonn⸗ oder Feſttag, gleichviel wie lange, hierbei in Anſpruch genommen 
worden find, an den beiden folgenden Sonn- oder Feſttagen von jeder Arbeit 
freizulaſſen find. Jugendliche (unter 16 Jahre alte) Arbeitnehmer dürfen bei der 
Abgabe von Betriebsſtoffen an Kraftfahrzeuge während der unter Ziffer 1 au: 
gegebenen Zeiten nicht beſchäftigt werden. 


Berlin, den 7. Mai 1926. 
Der Miniſter für Handel und Gew 
J. A.: von Meyeren. 


Be 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Handwerksangelegenheiten. 


Innungsausſchuß in Aachen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 5. Mai 1926 — IV 6706 — 
dem Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Aachen gemäß $ 101 Abſ. 3 GO. die 
Fähigkeit verliehen, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, 
vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 3. Mai 1926 Nr. III 4097, 1 3957, betr. Ausführungsanweiſung 

zum Geſetz, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben vom 30. März 1903 

(RGBl. Nr. 14 S. 113) abgeändert 15 215 8 vom 31. Juli 1925 (RGBl. I 
Nr. S. * 


Die Abänderung des Reichsgeſetzes, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, 
vom 30. März 1903 (RGBl. Nr. 14 S. 113 ff.) durch das Geſetz vom 31. Juli 1925 
(RG Bl. I Nr. 36 S. 162) hat eine Ergänzung der preußiſchen Ausführungsanweiſung vom 
30. November 1903 (SM Bl. S. 368) notwendig gemacht. Bei dieſer Gelegenheit find auch 
einige, der heutigen Sachlage entſprechende Abänderungen der Ausführungsanweiſung vor⸗ 
genommen worden. In der Anlage überſende ich Abdruck der von mir gemeinſam mit den 
Herren Miniſtern des Innern, für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und für Volkswohl⸗ 
fahrt erlaſſenen neuen Ausführungsanweiſung zur weiteren Veranlaſſung. 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für den Oberregierungs⸗ und ⸗gewerberat, Regierungs⸗ und 
Gewerberat, die Landräte und Oberbürgermeiſter ſowie für jedes Gewerbeaufſichtsamt und 
jeden Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Oberbergämter und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 


Die zur Ausführung des Geſetzes, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, 
vom 30. März 1903 (RGBl. Nr. 14 S. 113 ff.) unterm 30. November 1903 (SM Bl. S. 368) 
erlaſſene Anweiſung erhält mit Rückſicht auf die durch das Geſetz vom 31. Juli 1925 
(RGBl. 1 Nr. 36 S. 162) eingetretenen Anderungen des Geſetzes folgende Faſſung: 


A. Behörden. 


1. Unter der Bezeichnung höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des § 22 iſt 
zu verſtehen: für die Stadt Berlin der Polizeipräſident, im übrigen der Regierungspräſident, 
für die der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden Betriebe das Oberbergamt. 

2. Unter der Bezeichnung untere Verwaltungsbehörde iſt zu verſtehen: in der 
Regel der Landrat, für Städte mit mehr als 10000 Einwohnern die Ortspolizeibehörde, für 
diejenigen Städte der Provinz Hannover, für welche die revidierte Städteordnung vom 
24. Juni 1858 gilt, — mit Ausnahme der in § 27 Abſ. 2 der Kreisordnung für dieſe 
Provinz vom 6. Mai 1884 bezeichneten Städte — der Magiſtrat. 

3. Unter der Bezeichnung Schulaufſichts behörde iſt zu verſtehen der Schulrat 
(Kreisſchulrat). 

4. Unter der Bezeichnung Gemeindebehörde iſt der Gemeindevorſtand, in Guts⸗ 
bezirken der Gutsvorſteher zu verſtehen. 
2 5. Als Polizeibe lenden im Sinne des § 20 gelten die Ortspolizeibehörden. 
ER  Bezeichnun., Ortspolizeibehörde ift derjenige Beamte oder die 
e Wegen der we Khen, welchen die Verwaltung der örtlichen Polizei obliegt. 
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B. Zulaſſung von Ausnahmen für die Beſchäftigung bei öffentlichen 
theatraliſchen Vorſtellungen und anderen öffentlichen Schauſtellungen. 
($ 6 Abſ. 2, 8 9 Abſ. 2, § 15.) 


7. Soweit Ausnahmen von dem in 86 Abſ. 1 des Geſetzes ausgeſprochenen Verbote 
der Kinderbeſchäftigung, das nach § 15 auch für die Beſchäftigung eigener Kinder gilt, 
beantragt werden, iſt der ſchriftliche Antrag unmittelbar oder durch Vermittlung der Orts⸗ 
polizeibehörde an die untere Verwaltungsbehörde zu richten. 

In dem Antrage ſind die Vorſtellung oder Schauſtellung, bei der die Kinder beſchäftigt 
werden ſollen, ferner nach Möglichkeit die Tageszeit, zu der die Beſchäftigung ſtattfinden 
ſoll, ſowie die Namen und das Alter der Kinder anzugeben. Dem Antrage iſt eine ſchrift⸗ 
liche Einwilligungserklärung der geſetzlichen Vertreter der Kinder und — bezüglich ſchul⸗ 
pflichtiger Kinder — des Schulleiters beizufügen. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat vor ihrer Entſchließung der Schulaufſichtsbehörde 
Gelegenheit zu einer Außerung im Hinblick auf die in Frage ſtehende Vorſtellung oder 
Schauſtellung zu geben. Auf die einzelnen in Frage kommenden Kinder hat ſich die 
Außerung nicht zu erſtrecken. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat vor Gewährung der Ausnahme neben der Frage, 
ob bei der Vorſtellung oder Schauſtellung ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft 
obwaltet, namentlich auch zu prüfen, ob der Beſchäftigung von Kindern überhaupt und in 
der in Ausſicht genommenen Zahl ſowie von Kindern der angegebenen Altersſtufe und zu 
der angegebenen Tageszeit im vorliegenden Falle Bedenken entgegenſtehen, und ob die Perſon 
des Leiters des Unternehmens genügende Sicherheit dafür bietet, daß die Kinder vor jitt- 
lichen Gefahren behütet bleiben. Sie hat ferner zur Vermeidung von Geſundheitsſchädigungen 
der Kinder dafür Sorge zu tragen, daß das Auftreten in angemeſſenen Zwiſchenräumen 
ſtattfindet. Für die Begrenzung des Begriffs der Vorſtellungen und Schauſtellungen, bei 
denen ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft obwaltet, iſt die bei Ausführung 
des § 33a der GO. gewonnene Praxis maßgebend. Die ſogenannten Spezialitäten⸗, 
Akrobaten⸗ und Artiſtenvorſtellungen, die Zirkusaufführungen und ähnliche Veranſtaltungen 
fallen daher nicht unter die Ausnahmebeſtimmung des § 6 Abſ. 2 des Geſetzes. 

Durch die Ausnahmebewilligung wird, ſofern fremde Kinder beſchäftigt werden ſollen, 
die Verpflichtung des Unternehmers zur Anzeige ($ 10 des Geſetzes; Ziffer 9 dieſer An⸗ 
weiſung) und die Verpflichtung zur Beſchaffung einer Arbeitskarte ($ 11 des Geſetzes; Ziffer 11 
dieſer Anweiſung) nicht berührt. 


C. Zulaſſung von Ausnahmen für die Beſchäftigung von Kindern 

bei öffentlichen und nichtöffentlichen Lichtſpielaufnahmen. 
(S 6a Abſ. 2 und 3, § 15a.) 

8. Die Zulaſſung von Ausnahmen von dem in 8 6a Abſ. 1 und $ 15a des Geſetzes 
ausgeſprochenen Verbote der Kinderbeſchäftigung bei Lichtſpielaufnahmen ſoll ſchriftlich bean⸗ 
tragt werden. Der Antrag ſoll tunlichſt zwei Wochen vor Beginn der Aufnahmen unmittel⸗ 
bar oder durch Vermittelung der Ortspolizeibehörden an die untere Verwaltungsbehörde 
am Sitze des Unternehmens gerichtet werden; er muß folgende Angaben enthalten: 

a) die genaue Bezeichnung des Filmes nach weſentlichen Merkmalen ſowie die An⸗ 
gabe ſeiner Nummer und des Regiſſeurs, i 

b) den genauen Inhalt der Szenen und Bilder, in denen Kinder mitwirken ſollen, 
oder einen Auszug aus dem drehreifen Buch ſowie die Art der Mitwirkung 
der Kinder und ihrer Bekleidung, 

c) ſchätzungsweiſe die Zahl der zur Mitwirkung heranzuziehenden Kinder. Sollen 
Kinder als Einzeldarſteller mitwirken, fo ſind in dem Antrage Vor- und Zuname, 
Geburtsdatum und Wohnungsanſchrift dieſer Kinder mitzuteilen ſowie die ſchrift⸗ 
liche Einwilligungserklärung ihrer geſetzlichen Vertreter und der Schulleiter 
beizufügen, 

d) die genaue Angabe des Ortes (Ateliers uſw.), an dem die Aufnahme ſtattfinden 
ſoll, ſowie des für die Aufnahmen in Ausſicht genommenen Zeitpunktes. 

Vor Erteilung der Erlaubnis ſoll die untere Verwaltungsbehörde das Jugendamt und, 
ſoweit es ſich um ſchulpflichtige Kinder handelt, die Schulaufſichtsbehörde oder die von dieſer 
bezeichnete Stelle anhören. Eine Ausnahmegenehmigung iſt grundſätzlich nicht zu erteilen, 
wenn von der Aufnahme eine Schädigung der Kinder zu befürchten iſt, z. B. dadurch, daß 
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die Kinder in Schrecken verſetzt, zu Zeugen von Roheitsakten oder fittlich bedenklichen Vor⸗ 
gängen gemacht werden würden. 

8 a. Die Gewährung von Ausnahmen iſt von der Durchführung nachſtehender Be⸗ 
ſtimmungen abhängig zu machen: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 

Die Kinder dürfen nicht in der Zeit zwiſchen 8 Uhr abends und 8 Uhr morgens, 
ſchulpflichtige Kinder auch nicht vor dem Vormittagsunterricht beſchäftigt werden. Die 
Beſchäftigung ſchulpflichtiger Kinder während der Unterrichtszeit darf nur mit ſchriftlicher 
Zuſtimmung des Schulleiters zugelaſſen werden. 

Die Dauer der Beſchäftigung der Kinder darf einſchließlich der Arbeitsbereitſchaft 
täglich nicht mehr als 4 Stunden betragen. Auf die Beſchäftigungsdauer iſt auch die Zeit 
für das An⸗ und Auskleiden anzurechnen. 

Bei Außenaufnahmen und inſoweit es ſich um Kinder in Einzelrollen handelt, können 
auf Antrag Ausnahmen von den Beſtimmungen über die Lage der Arbeitszeit zwiſchen 
8 Uhr morgens und 8 Uhr abends und über die Dauer der Arbeitszeit durch die untere 
Verwaltungsbehörde zugelaſſen werden. Dem Antrage iſt bei ſchulpflichtigen Kindern eine 
ſchriftliche Zuſtimmung des Schulleiters beizufügen. 

Kinder dürfen ſich in den Aufnahmeräumen nur ſolange aufhalten, als es für die 
Aufnahme unbedingt notwendig iſt. 

Der Unternehmer hat dafür zu ſorgen, daß die Kinder beim Umkleiden und während 
ſie nicht beſchäftigt ſind, in beſonderen, in der kalten Jahreszeit geheizten und gut gelüfteten 
Räumen verweilen. 

Die Umkleideräume der Kinder müſſen nach Geſchlechtern getrennt ſein. Der Unter⸗ 
nehmer hat für peinlichſte Sauberkeit der von den Kindern zu tragenden Koſtüme, Wäſche, 
Perücken uſw. Sorge zu tragen. 

In den Aufenthaltsräumen müſſen für die Kinder ausreichende Sitzgelegenheiten vor⸗ 
handen ſein. 

Die für die Kinder beſtimmten Räume müſſen durch eine beſondere Aufſchrift als 
„Kinderzimmer“ kenntlich gemacht ſein. Zu ihnen dürfen außer Aufſichtsperſonen Erwachſene, 
die nicht Familienangehörige eines der Kinder ſind, keinen Zutritt haben. 

Der Unternehmer hat dafür zu ſorgen, daß die Kinder in den für ſie beſtimmten 
Räumen angemeſſen verpflegt werden. 

Der Unternehmer hat ferner für dauernde Beaufſichtigung der Kinder durch eine 
geeignete Perſönlichkeit Sorge zu tragen. Werden 10 oder mehr Kinder beſchäftigt, ſo iſt 
ihre Beaufſichtigung einer von der unteren Verwaltungsbehörde im Einvernehmen mit dem 
Jugendamt als geeignet bezeichneten Perſon zu übertragen. 

Die Aborte für die Kinder müſſen der Zahl nach ausreichend ſein und ſtets in rein⸗ 
lichem Zuſtande gehalten werden. 

Bei Aufnahmen, bei denen Kinder mitwirken, dürfen nur mit Mattglas verglaſte 
Lampen oder Queckſilberdampfglaslampen Verwendung finden. Die Beleuchtungsdauer darf 
jeweils 10 Minuten nicht überſchreiten. 


II. Beſondere Beſtimmungen für Kinder unter 3 Jahren. 

Bei Kindern unter 3 Jahren ſind Ausnahmen nur zuläſſig, wenn ein Intereſſe der 
Kunſt oder Wiſſenſchaft ſie erforderlich macht und nachweislich beſondere Vorkehrungen 
zum Schutze der Geſundheit und zur ſachkundigen Pflege und Beaufſichtigung des Kindes 
getroffen ſind. Die untere Verwaltungsbehörde hat daher vor Gewährung von Ausnahmen 
ſorgfältig zu prüfen, ob die geſetzlich vorgeſchriebenen Vorausſetzungen vorliegen. Ein 
Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft liegt z. B. nicht vor, wenn ohne Schädigung der 
mit dem betreffenden Film verfolgten künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Ziele die Kinder⸗ 
ſzenen geſtrichen, die Kinder unter 3 Jahren durch über 3 Jahre alte oder durch andere 
Regiemaßnahmen erſetzt werden können. 

Benn nach forgfältiger Prüfung feſtgeſtellt worden iſt, daß ein künſtleriſches oder 
wiſſenſchaftliches Intereſſe die Aufnahme von Kindern unter drei Jahren erforderlich macht, 
ſo darf eine Ausnahme doch nur dann zugelaſſen werden, wenn die Durchführung nach— 
ſtehender Beſtimmungen geſichert erſcheint: 

Kinder unter drei Jahren dürfen nicht bei künſtlichem Licht aufgenommen werden. Sie 
müſſen während ihres Aufenthalts an der Betriebsſtätte der Obhut einer beamteten oder 
ſtaatlich anerkannten Säuglingspflegerin anvertraut ſein. 
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uf Die Dauer des Aufenthalts der Kinder unter drei Jahren an der Betriebsſtätte darf 
einſchließlich der Aufnahme zwei Stunden nicht überſchreiten. 

Um bei ſchlechter Witterung geſundheitliche Schädigungen der Kinder unter drei Jahren 
durch Temperaturwechſel, Näſſe und dergl. auf dem Wege zur Betriebsſtätte und zurück zu 
verhüten, hat der Unternehmer dafür Sorge zu tragen, daß bei ungünſtiger Witterung, 
insbeſondere im Winter, der Transport dieſer Kinder in geſchloſſenem Wagen erfolgt. 

8b. Durch die Ausnahmebewilligung wird, ſofern fremde Kinder beſchäftigt werden 
ſollen, die Verpflichtung des Unternehmers zur Anzeige (§ 10 des Geſetzes; Ziffer 9 dieſer 
Anweiſung) und die Verpflichtung zur Beſchaffung einer Arbeitskarte (§ 11 des Geſetzes; 
Ziffer 11 dieſer Anweiſung) nicht berührt. 

8e. Um den Behörden die Überwachung der Durchführung der Schutzbeſtimmungen 
zu ermöglichen, hat der Unternehmer im Falle der Ausnahmebewilligung den Beginn der 
Aufnahmen, bei denen Kinder mitwirken, ſpäteſtens 24 Stunden vorher der für die Betriebs⸗ 
ſtätte zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde mitzuteilen und hierbei Name, Alter und 
Wohnungsanſchrift der Kinder, inſoweit ſie als Komparſen verwendet werden, und die 
Schulen, die die Kinder beſuchen, anzuzeigen. 


D. Anzeige im Falle der Beſchäftigung fremder Kinder. 
(S 10.) 

9. Die im § 10 des Geſetzes vorgeſehene Verpflichtung des Arbeitgebers zur ſchrift⸗ 
lichen Anzeige an die Ortspolizeibehörde vor dem Beginne der Beſchäftigung greift in 
allen den Fällen Platz, wo Kinder ohne Unterſchied des Geſchlechts, die als fremde Kinder 
im Sinne des Geſetzes ($ 3 Abſ. 2) gelten, in Betrieben, welche als gewerbliche im Sinne 
der Gewerbeordnung anzuſehen ſind, beſchäftigt werden ſollen. Zu den gewerblichen 
Betrieben gehören die öffentlichen Erziehungsanſtalten nicht. Auf die Landwirtſchaft und 
ihre Nebenbetriebe ſowie auf die häuslichen Dienſtleiſtungen (Kinderpflege, Aufwartung 
und dergl.) erſtreckt ſich das Geſetz nicht. 

Als fremde Kinder gelten insbeſondere auch die in den Hausſtand aufgenommenen, 
nicht zur Fürſorgeerziehung überwieſenen Pflegekinder, ſoweit ſie nicht mit demjenigen, 
welcher ſie beſchäftigt und zu deſſen Hausſtande ſie gehören, oder mit deſſen Ehegatten 
bis zum dritten Grade verwandt oder von dieſen Perſonen an Kindes Statt angenommen 
oder bevormundet ſind (§ 3 Abſ. 1, Ziffer 1, 2 des Geſetzes), ſowie ſolche zur Fürſorge⸗ 
erziehung überwieſenen Kinder, welche nicht zugleich mit eigenen Kindern im Sinne des 
§ 3 Abi. 1 Ziffer 1, 2 des Geſetzes von demjenigen, welchem fie überwieſen ſind, und zu 
deſſen Hausſtande ſie gehören, beſchäftigt werden. 

Als Fürſorgeerziehung im Sinne des Geſetzes gilt jede behördlich angeordnete 
Erziehung, durch welche ein Kind zur Verhütung der Verwahrloſung in einen fremden 
Hausſtand eingewieſen wird. Dieſe Vorausſetzung liegt ſowohl in den Fällen der 88 5 und 7 
des Jugendgerichtsgeſetzes vom 16. Februar 1923, wie in den Fällen des § 1666 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches und in den Fällen der Unterbringung auf Grund des 8 63 des Reichs⸗ 
geſetzes für Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 (RGBl. I S. 633) vor. Im Falle des $ 1838 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs trifft ſie bei Waiſen nur dann zu, wenn die Anordnung zur 
Verhütung der Verwahrloſung nicht aber aus ſonſtigen Gründen erfolgt iſt. 

Für Lie Verpflichtung zur Anzeige iſt es unerheblich, ob die Beſchäftigung der fremden 
Kinder auf rund eines gewerblichen Arbeitsvertrages erfolgt oder ob fie nur tatſächlich 
beſchäftigt werden, ebenſo ob die Beſchäftigung gegen Entgelt ſtattfindet oder nicht. Auch 
die Dauer der Beſchäftigung iſt für die Verpflichtung zur Anzeige im allgemeinen ohne 
Bedeutung. Nur in ſolchen Fällen, wo die Beſchäftigung der fremden Kinder bloß 
gelegentlich mit einzelnen Dienſtleiſtungen erfolgt, iſt die Anzeige nicht 
erforderlich. Dieſe Vorausſetzung liegt dann nicht vor, wenn die Beſchäftigung in gewiſſer 
Folge regelmäßig wiederkehrt. 

Zu den fremden Kindern im Sinne des Geſetzes ſind nicht zu rechnen und der 
Anzeigepflicht unterliegen daher ferner nicht: f 

a) Kinder, welche in der Wohnung oder Werkſtätte einer Perſon, zu der fie in 
einem der im § 3 Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten Verhältniſſe ſtehen und zu 
deren Hausſtande fie gehören, für Dritte beſchäftigt werden (§ 3 Abſ. 3 des 
Geſetzes), jo daß fie nicht den Eltern oder den dieſen nach § 3 Abſ. 1 des 
Geſetzes gleichſtehenden Perſonen in deren Betriebe oder bei der von dieſen 
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übernommenen und ſelbſt mit verrichteten Arbeit helfen, ſondern nur die ent- 
weder von ihnen ſelbſt oder durch Vermittelung der Eltern vom Unternehmer 
angenommenen Arbeiten in der elterlichen Wohnung oder Werkſtätte verrichten, 
während die Eltern anderer Berufsarbeit nachgehen; 

ſolche eigenen Kinder, welche beim Austragen von Zeitungen, Milch und 
Backwaren für Dritte (§ 17 Abſ. 1 des Geſetzes) in der Weiſe beſchäftigt 
werden, daß fie ihren Eltern und den dieſen nach § 3 Abi. 1 des Geſetzes gleich⸗ 
ſtehenden Perſonen bei der Ausführung der von dieſen für einen fremden Betrieb 
übernommenen Austragearbeiten helfen, ſo daß die Beſchäftigung nicht unmittel⸗ 
bar durch den fremdeu Unternehmer, ſondern durch die Eltern erfolgt. 

10. Die eingehenden Anzeigen ſind von der Ortspolizeibehörde darauf zu prüfen, ob 
ſie die Betriebsſtätte des Arbeitgebers und die Art des Betriebs angeben. 
Unvollſtändige Anzeigen ſind zur Vervollſtändigung zurückzugeben. 

Auf Grund der Anzeigen, die zu beſonderen Aktenheften zu vereinigen ſind, iſt von 


b 
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der Ortspolizeibehörde nach dem beiliegenden Muſter ein Verzeichnis derjenigen Betriebe — 


zu führen, welche fremde Kinder beſchäftigen. Das Verzeichnis iſt dem zuſtändigen 
Gewerbeaufſichtsbeamten und — ſoweit das Jugendamt an der Aufſicht über die Durch⸗ 
führung der Beſtimmungen des Geſetzes beteiligt ift — dem Jugendamt auf Erſuchen zur 
Einſicht vorzulegen. Anzeigen für ſolche Betriebe, welche der Aufſicht der Bergbehörden 
unterſtehen, ſind dem zuſtändigen Bergrevierbeamten zur Kenntnisnahme mitzuteilen, der 
über ſie ein gleiches Verzeichnis zu führen hat. 


E. Arbeitskarten. 
($ 11.) 

11. Einer Arbeitsfarte bedürfen alle Kinder, die als fremde im Sinne des Geſetzes 
(vgl. Ziffer 9 dieſer Anweiſung) beſchäftigt werden ſollen, ſoweit die Beſchäftigung nicht 
bloß gelegentlich mit einzelnen Dienſtleiſtungen (vgl. Ziffer 9 Abſ. 4) erfolgt. 

Für Kinder, welche das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, dürfen Arbeits- 
karten in der Regel nicht ausgeſtellt werden. Sollen jüngere Kinder bei Vorſtellungen 
und Schauſtellungen, bei denen ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft obwaltet, 
oder bei öffentlichen und nichtöffentlichen Lichtſpielaufnahmen beſchäftigt werden, ſo iſt für 
ſie eine Arbeitskarte dann auszuſtellen, wenn das Vorliegen einer von der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde erteilten Erlaubnis (Ziffer 7, 8 und 8 a dieſer Anweiſung) nachgewieſen 
wird. In die Arbeitskarte iſt in dieſen Fällen unter „Bemerkungen“ ein Hinweis auf⸗ 
zunehmen, daß die Arbeitskarte nur für die Beſchäftigung bei den genau bezeichneten 
öffentlichen Vorſtellungen oder Schauſtellungen, öffentlichen und nichtöffentlichen Lichtſpiel⸗ 
aufnahmen gültig iſt. N 

12. Die Arbeitskarten werden von den Ortspolizeibehörden ausgeſtellt. Sie müſſen 
nach Format, Papier und Druck mit dem beigefügten Muſter übereinſtimmen. 

13. Über die ausgeſtellten Arbeitskarten iſt nach dem beigefügten Muſter ein für 
jedes Kalenderjahr abzuſchließendes Verzeichnis zu führen. 

14. Die Ortspolizeibehörde hat Arbeitskarten nur für ſolche Kinder auszuſtellen, 
welche im Bezirk ihren letzten dauernden Aufenthalt gehabt haben. 

15. Wird der Antrag auf Ausſtellung einer Arbeitskarte nicht von dem geſetzlichen 
Vertreter des Kindes geſtellt, ſo hat die Ortspolizeibehörde den Nachweis zu fordern, daß 
er dem Antrage zuſtimmt, oder in den Fällen, wo die Erklärung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters nicht beſchafft werden kann, daß die Gemeindebehörde desjenigen Ortes, wo das 
Kind ſeinen letzten dauernden Aufenthalt gehabt hat, die Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters ergänzt hat ($ 11 Abſ. 2 des Geſetzes). 

Daß die Erklärung des geſetzlichen Vertreters nicht zu beſchaffen ſei, wird in der 
Regel nur anzunehmen ſein, wenn er körperlich oder geiſtig unfähig iſt, eine Erklärung 
abzugeben, oder wenn ſein Aufenthalt unbekannt oder derart iſt, daß ein mündlicher oder 
ſchriftlicher Verkehr mit ihm nicht möglich iſt. Die Ergänzung der Zuſtimmung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters iſt, wo ſie geſetzlich begründet erſcheint, ſchriftlich auszuſprechen und 
mit Unterſchrift und Siegel zu verſehen. 

Der Nachweis der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters iſt durch Beibringung einer 
mündlichen oder ſchriftlichen Erklärung, der Nachweis der Ergänzung der Zuſtimmung 
ea die Gemeindebehörde durch die ſchriftliche Beſcheinigung der letzteren (Abſ. 2) zu 
ringen. 
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16. Für jedes Kind, für das die Ausſtellung einer Arbeitskarte beantragt wird, iſt, 
ſofern Jahr und Tag der Geburt nicht anderweit feſtſtehen, die Vorlegung einer Geburts⸗ 
urkunde (Geburts-, Taufſchein) zu fordern. 

Für ſchulpflichtige Kinder darf, ſoweit ein Schularzt die ärztliche Überwachung der 
Kinder ausübt, eine Arbeits karte nur mit deſſen Zuſtimmung ausgeſtellt werden. 

17. Die Ausſtellung der Arbeitskarte erfolgt durch Ausfüllung des Formulars nach 
dem beigegebenen Muſter (Ziffer 12). Die Nummer der Arbeitskarte muß mit der laufenden 
Nummer des Verzeichniſſes der Arbeitskarten (Ziffer 13) übereinſtimmen. Die Aus⸗ 
händigung der Arbeitskarte darf erſt erfolgen, wenn alle Spalten des Verzeichniſſes der 
Arbeitskarten ausgefüllt ſind. 

18. Vor Ausſtellung einer Arbeitskarte iſt — erforderlichenfalls durch Anfrage bei 
der Ortspolizeibehörde desjenigen Ortes, wo das Kind früher ſeinen dauernden Aufenthalt 
gehabt hat — feſtzuſtellen, ob für dasſelbe Kind bereits früher eine Arbeitskarte ausgeſtellt 
iſt. In dieſem Falle iſt darauf zu halten, daß die bisherige Arbeitskarte vor Aushändigung 
der neuen abgeliefert wird, es ſei denn, daß ſie verloren gegangen, vernichtet oder von dem 
Arbeitgeber nicht wieder ausgehändigt iſt. Ferner iſt feſtzuſtellen, ob etwa der Ausſtellung 
der Arbeitskarte um deswillen Bedenken entgegenſtehen, weil für das Kind die Beſchäftigung 
unterſagt iſt ($ 20 Abſ. 1 des Geſetzes; Ziffer 23 Abſ. 3 dieſer Anweiſung). 

Die Ausſtellung einer neuen Arbeitskarte unterliegt denſelben Vorſchriften wie die⸗ 
jenige der erſten; jedoch bedarf es der Vorlegung einer Geburtsurkunde nicht, wenn die 
bisherige Arbeitskarte eingeliefert wird. Daß eine Arbeitskarte an Stelle einer früheren, 
unbruuchbar gewordenen, verloren gegangenen und dergl. ausgeſtellt iſt, hat die aus⸗ 
ſtellende Behörde unter „Bemerkungen“ in die Arbeitskarte und in das Verzeichnis der 
Arbeitskarten (Ziffer 13) einzutragen. Vermerke, wonach die Beſchäftigung des Kindes 
eingeſchränkt iſt (Ziffer 23 letzter Abſatz), ſind aus der früheren Arbeitskarte in die neu 
ausgeſtellte zu übernehmen. 

19. Die Ausſtellung der Arbeitskarte muß fojten- und ſtempelfrei erfolgen. 

20. Die Aushändigung der Arbeitskarte erfolgt nicht an das Kind, ſondern an den 
geſetzlichen Vertreter oder an den Arbeitgeber des Kindes. 

Von jeder Ausſtellung einer Arbeitskarte iſt dem Leiter der Schule, welche das Kind 
beſucht, Mitteilung zu machen. 

21. Die Ortspolizeibehörden haben ſich zeitig mit einer hinreichenden Anzahl von 
Formularen zu Arbeitskarten zu verſehen und ſolche fortlaufend vorrätig zu halten. 


F. Zulaſſung von Ausnahmen hinſichtlich der Beſchäftigung eigener Kinder 
im Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften. 
($ 16.) 

22. In Orten, die nach der jeweilig letzten Volkszählung weniger als 20 000 Ein- 
wohner haben, können die unteren Verwaltungsbehörden für ſolche Gaſt⸗ oder Schank⸗ 
wirtſchaftsbetriebe, in welchen in der Regel ausſchließlich zur Familie des Arbeitgebers 
gehörige Perſonen beſchäftigt, alſo in der Regel nicht Kellner oder ſonſtige andere Per⸗ 
ſonen zur Bedienung herangezogen werden, Ausnahmen von der geſetzlichen Vorſchrift zu⸗ 
laſſen, wonach im Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften eigene Kinder unter 
zwölf Jahren überhaupt nicht und von den eigenen Kindern über zwölf Jahre Mädchen 
unter dreizehn Jahren, ſowie ſolche Mädchen über dreizehn Jahre, welche noch zum Beſuche 
der Volksſchule verpflichtet find, nicht bei der Bedienung der Gäſte beſchäftigt werden 
dürfen. Die unteren Verwaltungsbehörden ſind hinſichtlich der Altersgrenze, bis zu der 
herab ſie Ausnahmen in der Beſchäftigung der eigenen Kinder zulaſſen wollen, durch das 
Geſetz nicht beſchränkt, doch wird grundſätzlich nicht unter das Alter von zehn Jahren 
herabzugehen ſein. Auch wenn hiernach Ausnahmen zugelaſſen werden, greifen die Be⸗ 
ſtimmungen des $ 13 Abſ. 1 des Geſetzes Platz, ſo daß eine Beſchäftigung der Kinder 
zwiſchen acht Uhr abends und acht Uhr morgens ſowie vor dem Vormittagsunterricht und 
am Nachmittage eine Stunde nach beendetem Unterricht in allen Fällen ausgeſchloſſen 
bleibt, auch den Kindern ſtets um Mittag eine mindeſtens zweiſtündige Pauſe zu gewähren iſt. 

Die unteren Verwaltungsbehörden haben Ausnahmen nur für ſolche Orte und für 
ſolche kleineren Wirtſchaftsbetriebe zuzulaſſen, wo nach Lage der Verhältniſſe von der 
erweiterten Beſchäftigung der eigenen Kinder ſittliche Gefahren oder ſonſtige Nachteile für 
dieſe nicht zu befürchten ſind und durch die angezogene Verbotsbeſtimmung ungerechtfertigte 
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Härten hervorgerufen werden würden. Für die Vororte der größeren Städte iſt in der 
Regel von der Zulaſſung einer erweiterten Beſchäftigung der eigenen Kinder abzuſehen. 
Die Ausnahmen können auch allgemein für alle Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaftsbetriebe 
der bezeichneten Art zugelaſſen werden. Sie ſind ſogleich zurückzunehmen, wenn ſich Miß⸗ 
ſtände infolge der erweiterten Beſchäftigung der eigenen Kinder herausſtellen. 
Vor der Zulaſſung der Ausnahmen iſt die Schulaufſichtsbehörde zu hören. 


G. Polizeiliche Verfügungen auf Grund des 8 20. 


23. Auf Grund des § 20 Abſ. 1 des Geſetzes können polizeiliche Verfügungen nur 
hinſichtlich der Beſchäftigung einzelner Kinder, und zwar ſowohl fremder wie eigener, er⸗ 
laſſen werden. Vorausſetzung des Erlaſſes einer ſolchen Verfügung iſt, daß bei einer an 
ſich nach den Beſtimmungen des Geſetzes zuläſſigen Beſchäftigung eines Kindes erhebliche 
Mißſtände zutage getreten ſind. Dieſe können ſowohl auf geſundheitlichem Gebiete liegen 
wie hinſichtlich der geiſtigen oder ſittlichen Entwickelung des Kindes hervorgetreten ſein. 
Soweit es ſich um geſundheitliche Schädigungen des Kindes handelt, iſt über das Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzung in denjenigen Fällen, wo ein Schularzt angeſtellt iſt, dieſer zu 
hören. 

Zum Erlaß der Verfügung iſt die Polizeibehörde desjenigen Ortes zuſtändig, an welchem 
das Kind ſeinen letzten dauernden Aufenthalt gehabt hat. Die Verfügung kann von Amts 
wegen oder auf Antrag des Gewerbeaufſichtsbeamten (Bergrevierbeamten), des Jugend⸗ 
amtes oder der Schulaufſichtsbehörde ergehen. Wenn ſie von Amts wegen erlaſſen werden 
ſoll, ſo iſt vorher die Schulaufſichtsbehörde zu hören. 

Wird durch die polizeiliche Verfügung die Beſchäftigung für ein Kind, für das eine 
Arbeitskarte erteilt iſt ($ 11 des Geſetzes; Ziffer 11 ff. dieſer Anweiſung), unterſagt, jo hat die 
Polizeibehörde in der Verſügung zugleich die Entziehung der Arbeitskarte auszuſprechen. 
Die Entziehung iſt unter „Bemerkungen“ in das Verzeichnis der Arbeitskarten (Ziffer 13) 
einzutragen. Erfolgt die Entziehung der Arbeitskarte nicht durch diejenige Ortspolizei⸗ 
behörde, welche ſie ausgeſtellt hat, ſo iſt dieſer behufs Eintragung in das Verzeichnis der 
Arbeitskarten davon Mitteilung zu machen. Iſt die Arbeitskarte entzogen, ſo iſt die Er⸗ 
teilung einer neuen Arbeitskarte grundſätzlich zu verweigern. 

Iſt für ein Kind, für das eine Arbeitskarte erteilt iſt, nur eine Einſchränkung der 
Beſchäftigung verfügt, ſo hat die Polizeibehörde umgehend die Arbeitskarte einzufordern 
und erſt nach Eintragung der Einſchränkung in dieſe in der Abteilung „Bemerkungen“ 
wieder auszuhändigen. Wegen der Eintragung in das Verzeichnis der Arbeitskarten 
finden die Vorſchriften im vorhergehenden Abſatz entſprechende Anwendung. 

24. Gemäß § 20 Abſ. 2 des Geſetzes kann für einzelne Gaſt⸗ oder Schankwirt⸗ 
ſchaften die Beſchäftigung ſowohl fremder wie eigener Kinder über die durch 88 7, 16 des 
Geſetzes gezogenen Grenzen im Wege der polizeilichen Verfügung eingeſchränkt oder ganz 
verboten werden. Vorausſetzung des Erlaſſes einer ſolchen Verfügung iſt, daß ſich infolge 
der Beſchäftigung der Kinder erhebliche, die Sittlichkeit gefährdende Mißſtände ergeben haben. 

Zum Erlaß der Verfügung iſt die Polizeibehörde desjenigen Ortes zuſtändig, in 
welchem die Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betrieben wird. 

25. Gegen die nach § 20 des Geſetzes ergehenden polizeilichen Verfügungen finden 
die allgemeinen Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen (8S 127 ff. des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes) ſtatt. 


H. Aufſicht. 


26. Die Aufſicht über die Ausführung der die Beſchäftigung von Kindern regelnden 
Beſtimmungen des Geſetzes wird von den Ortspolizeibehörden, den Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten, hinſichtlich der unter Aufſicht der Bergbehörden ſtehenden Betriebe von den 
Bergrevierbeamten und — ſoweit die Jugendämter die Durchführung der Aufgaben aus 
8 3 Ziffer 6 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 (RGBl. 1 S. 633) 
übernommen haben — den Jugendämtern ausgeübt. 

27. Die Befolgung der geſetzlichen Beſtimmungen iſt bei jeder ſich darbietenden 
Gelegenheit, insbeſondere bei den von den Ortspolizeibehörden oder den Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten aus anderem Anlaß vorzunehmenden Beſichtigungen der Betriebe ſorgfältig zu 
überwachen. Außerordentliche Beſichtigungen ſind nach Bedürfnis und insbeſondere dann 
vorzunehmen, wenn der Verdacht einer geſetzwidrigen Beſchäftigung von Kindern vorliegt. 
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28. Beſondere Aufmerkſamkeit iſt den für Kinder verbotenen Beſchäftigungsarten 
(SS 4, 12) zuzuwenden. 

Wenn ſich aus der vom Arbeitgeber der Ortspolizeibehörde erſtatteten Anzeige ergibt, 
daß Kinder in ſolchen Betrieben beſchäftigt werden ſollen, ſo iſt von den Ortspolizei⸗ 
behörden (Bergrevierbeamten) durch beſondere bei den Gewerbeunternehmern von Zeit zu 
Zeit vorzunehmende Beſichtigungen ſorgfältig zu überwachen, daß die Beſchäftigung nur 
bei Ben geſetzlich geſtatteten Austragen von Waren und bei ſonſtigen Botengängen ($ 8) 
ſtattfindet. 

In gleicher Weiſe haben die Ortspolizeibehörden die Befolgung der die Arbeitskarte 
betreffenden Beſtimmungen zu überwachen. 


29. An der Hand des nach Ziffer 10 Abſ. 2 dieſer Anweiſung zu führenden Ver⸗ 
zeichniſſes ſind die fremde Kinder beſchäftigenden Werkſtätten, in denen die Beſchäftigung 
nicht nach 8 4 des Geſetzes verboten iſt (§ 5), halbjährlich mindeſtens einer ordentlichen 
Beſichtigung durch die Ortspolizeibehörde (Bergrevierbeamten) zu unterziehen. Bei jeder 
ordentlichen Beſichtigung hat der Beamte folgende Punkte feſtzuſtellen: 

a) wie groß iſt die Zahl der zur Zeit im Betriebe der Werkſtatt nicht lediglich 
mit Austragen von Waren oder bei ſonſtigen Botengängen beſchäftigten Kinder? 

b) ſtimmen das Alter dieſer Kinder, die tägliche Arbeitszeit, die Lage der Arbeits⸗ 
Kunden und die Dauer und Lage der Pauſe mit den geſetzlichen Vorſchriften 
überein? 

c) find dieſe Kinder, ſoweit die Beſchäftigung nicht bloß gelegentlich mit einzelnen 
Dienſtleiſtungen erfolgt, ſämtlich mit Arbeitskarten verſehen? 

30. Nach jeder Beſichtigung, welche in einem fremde Kinder beſchäftigenden Betriebe 
ſtattgefunden hat, iſt von der Ortspolizeibehörde (dem Bergrevierbeamten) das Datum und 
die feſtgeſtellte Anzahl der beſchäftigten Kinder in das nach Ziffer 10 Abſ. 2 zu führende 
Verzeichnis einzutragen. Das Verzeichnis iſt dem zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten 
und — ſoweit das Jugendamt an der Auſſicht beteiligt ift — dem Jugendamt auf 
Erſuchen zur Einſicht vorzulegen. 

31. Bei der Aufſicht über die Durchführung der für die Beſchäftigung eigener Kinder 
geltenden Vorſchriften iſt der Beſtimmung in § 13 Abſ. 2 des Geſetzes beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit zuzuwenden, wonach eigene Kinder unter zwölf Jahren in der Wohnung oder 
Werkſtätte einer Perſon, zu der ſie in einem der in § 3 Abſ. 1 bezeichneten Verhältniſſe 
ſtehen, für Dritte nicht beſchäftigt werden dürfen. Ferner iſt die Beſtimmung in 8 21 
Abſ. 2 des Geſetzes zu beachten, wonach in Privatwohnungen, in denen ausſchließlich 
eigene Kinder beſchäftigt werden, Beſichtigungen während der Nachtzeit nur ſtattfinden 
dürfen, wenn Tatſachen vorliegen, welche den Verdacht der Nachtbeſchäftigung dieſer Kinder 
begründen. 

32. Wegen der Aufſichtstätigkeit der Gewerbeauſſichtsbeamten wird im übrigen auf 
die für letztere beſtehenden Dienſtanweiſungen verwieſen. 


Berlin, den 3. Mai 1926. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter 


„ des Innern. für ah Kunſt für Volkswohlfahrt. 
Handel und Gewerbe. J. V.: Meiſter. und Volksbildung. 8. A. Klauſener. 


J. A.: von Meyeren. J. A.: Klotzſch. 
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der 
im Bezirke , . belegenen Betriebe, 


in welchen fremde Kinder beſchäftigt werden. 


Erläuterungen. 


In Spalte 4 iſt jedesmal die bei der letzten Beſichtigung vorgefundene Zahl der 
Kinder einzutragen. 

In Spalte 5 iſt das Datum der nach § 10 des Geſetzes zu erſtattenden Anzeigen 
und deren Aktennummer einzutragen. 

In Spalte 8 ſind die wegen Zuwiderhandlungen rechtsgültig erkannten Strafen 


einzutragen. 
2. Seite. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 6. Mai 1926 Nr. IV 6581, betr. Feſtſetzung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters für Gewerbe⸗ und Handelslehrer (lehrerinnen). 


Die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters für die aus der Praxis in den Dienſt au 
einer öffentlichen Berufsſchule übergetretenen Gewerbe- und Handelslehrer (-lehrerinnen) 
gibt noch häufig zu Beanſtandungen Anlaß. Insbeſondere bin ich mehrfach der Auffaſſung 
begegnet, daß auch eine verhältnismäßig kurze praktiſche Tätigkeit ganz oder zum Teil anzu⸗ 
rechnen iſt, wenn und ſoweit das Höchſtgehalt bei Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
auf den Tag der planmäßigen Anſtellung nach dem vollendeten 45. Lebensjahre erreicht 
wird. Zur Erzielung eines einheitlichen Verfahrens ſind künftig folgende Geſichtspunkte zu 
beachten: 

1. Zur Vermeidung von Härten kann die Anrechnung praktiſcher Tätigkeit in Frage 
kommen. Eine Härte wird im allgemeinen nur dann als vorliegend angeſehen, wenn und 
ſoweit der Lehrer (die Lehrerin) bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters auf den Tag 
der planmäßigen Anſtellung das Höchſtgehalt der Eingangsgruppe erſt nach dem vollendeten 
15. Lebensjahre erreichen würde. Es iſt aber ſelbſtverſtändlich nicht die Abſicht des Geſetzes, 
grundſätzlich jede Tätigkeit, durch die die Erreichung des Höchſtgehalts in der Eingangs⸗ 
gruppe über das 45. Lebensjahr hinaus gerückt wird, auf das Beſoldungsdienſtalter anzu⸗ 
rechnen. Es ſind vielmehr ſtets auch die Art und die Zeitdauer der praktiſchen Tätigkeit 
unter dem Geſichtspunkte zu bewerten, ob ſie als Vorbereitung für die Lehrtätigkeit von 
Nutzen geweſen iſt. 

2. Die vor der Vollendung des 20. Lebensjahrs liegende praktiſche Tätigkeit bleibt 
außer Betracht. 

3. Entſprechend der Vorſchrift, daß bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
der Volksſchullehrer nur die über 7 Jahre hinaus gehende Dienſtzeit anzurechnen iſt, bleiben 
von der nach der Vollendung des 20. Lebensjahrs liegenden praktiſchen Tätigkeit mindeſtens 
7 Jahre unberückſichtigt. 

4. Von der nach der Vollendung des 20. Lebensjahrs liegenden, über 7 Jahre hinaus⸗ 
gehenden praktiſchen Tätigkeit kann bis zu 7 Jahren, höchſtens aber ſoviel angerechnet werden, 
daß das Höchſtgehalt der Eingangsgruppe mit der Vollendung des 45. Lebensjahrs erreicht 
wird. Dabei ſind aber die Beſtimmungen der Ziffer 18 der Ausführungsanweiſung zum 
GDDG. zu beachten. 

5. Die Anrechnung von Praxis und Unterrichtstätigkeit darf zuſammen 7 Jahre und 
nach Ziffer 18 der Ausführungsanweiſung zum GDG. in der Faſſung des Erlaſſes vom 
13. September 1923 (IV 12 777 HMBl. S. 342) einſchließlich der Probedienſtzeit 8 Jahre 
nicht überſchreiten. Vgl. Ziffer 10 des Erlaſſes vom 16. April 1924 (1V 16 587 HM Bl. S. 137). 

6. Ausnahmen hiervon ſind nur mit meiner Genehmigung zuläſſig. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abt. III, in 
Berlin⸗Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 
2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich uicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Der Staatsbürger. Von A. Müller. 3. Auflage. Verlagsbuchhandlung 
Jacob Lintz, Trier. 
Techniſche Fachbücher. Von Dipl.⸗Ing. A. Meyer. Heft 4. Die Grund⸗ 
lagen der elektriſchen Energieverſorgung. Von Dipl.-Ing. Conrad Aron. 
C. W. Kreidels Verlag, München. 1926. 
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